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1. IN EIGENER SACHE 

Sommer, Sonne, Ferien. 

Wir wünschen Ihnen und Ihrer Familie einen schönen und 
erholsamen Sommerurlaub. 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Mit dieser Ausgabe unseres Info-Journals möchten wir Sie 
vor dem Urlaub noch über einige Neuerungen sowie aktuelle 
Themen informieren. 

2. FERIENJOBS: WAS DÜRFEN KINDER STEUER-
FREI VERDIENEN? 

Zu Beginn der Ferien wird alljährlich die Frage gestellt, wieviel 
Kinder in den Ferien verdienen dürfen, ohne dass deren Eltern 
Gefahr laufen, die Familienbeihilfe und den Kinderabsetz-
betrag zu verlieren. Zur Beantwortung soll folgende Übersicht 
Klarheit schaffen: 
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 Kinder bis zur Vollendung des 19. Lebensjahres dürfen ganzjährig beliebig viel verdienen, 
ohne dass bei den Eltern die Familienbeihilfe und der Kinderabsetzbetrag gefährdet sind.  

 Kinder über 19 Jahre müssen darauf achten, dass das nach dem laufenden Einkommensteuertarif 
zu versteuernde Jahreseinkommen (nach Abzug von Sozialversicherungsbeiträgen, Werbungskosten, 
Sonderausgaben und außergewöhnlichen Belastungen) € 10.000 nicht überschreitet, um die 
Familienbeihilfe und den Kinderabsetzbetrag nicht zu verlieren. Dies gilt unabhängig davon, ob das 
Einkommen in den Ferien oder außerhalb der Ferien erzielt wird.  

Das bedeutet, dass das Kind umgerechnet Gehaltseinkünfte von insgesamt bis zu brutto rd € 12.480 
pro Jahr (Bruttogehalt ohne Sonderzahlungen unter Berücksichtigung von SV-Beiträgen bzw 
Werbungskosten- und Sonderausgabenpauschale) bzw einschließlich der Sonderzahlungen brutto rd 
€ 14.560 pro Jahr verdienen kann, ohne dass die Eltern um die Familienbeihilfe und den Kinder-
absetzbetrag bangen müssen. Sollte das zu versteuernde Einkommen des Kindes € 10.000 über-
schreiten, wird die Familienbeihilfe nur um den übersteigenden Betrag vermindert und ist zurück-
zuzahlen. 

3. BESCHÄFTIGUNGSBONUS KANN AB 1.7.2017 BEANTRAGT WERDEN 

Nach einigem Hin und Her wurden nun die Richtlinien für den  Beschäftigungsbonus beschlossen. Der 
Beschäftigungsbonus kann grundsätzlich von allen Unternehmen, unabhängig von der Branche und der 
Unternehmensgröße, beantragt werden, wenn der Unternehmenssitz oder eine Betriebsstätte in 
Österreich liegt und zusätzliche Arbeitsplätze in Österreich geschaffen werden. Staatliche Unternehmen 
sind von der Förderung ausgeschlossen, außer sie stehen mit anderen am Markt tätigen Unternehmen 
im Wettbewerb und üben keine Aufgaben der Hoheitsverwaltung aus. 

Der Beschäftigungsbonus wird für zusätzliche vollversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse 
gewährt, wenn folgende Personen eingestellt werden: 

 beim AMS als arbeitslos gemeldete Personen, 

 Bildungsabgänger (das sind Personen, die an einer zumindest viermonatigen gesetzlich 
geregelten Ausbildung teilgenommen haben, sofern der Abgang von der Bildungseinrichtung nicht 
länger als zwölf Monate zurückliegt) 

 Jobwechsler (das sind Personen, die in den zwölf Monaten vor Eintritt in das Unternehmen in 
Österreich erwerbstätig und somit pflichtversichert waren, zB geringfügig Beschäftigte, 
Selbständige, Vollzeitangestellte).  

Das Dienstverhältnis muss der Kommunalsteuerpflicht sowie dem österreichischen Arbeits- und 
Sozialrecht unterliegen. 

Um festzustellen, ob es sich um ein förderbares zusätzliches Arbeitsverhältnis handelt, wird der 
Beschäftigungsstand zu folgenden fünf festgelegten Stichtagen herangezogen: 

 am Tag vor Entstehung des ersten förderungsfähigen Arbeitsverhältnisses sowie 

 das jeweilige Ende der vier Vorquartale 

Der Höchstwert an bestehenden Arbeitsverhältnissen zu einem dieser fünf Stichtage wird als 
Referenzwert festgelegt. Der Beschäftigtenstand umfasst mit Ausnahme von Lehrlingen und geringfügig 
Beschäftigten alle im antragstellenden Unternehmen beschäftigte Arbeitnehmer und ist in Köpfen (= 
Anzahl der Personen) anzuführen. Die Förderung gelangt zur Auszahlung, sofern ein Zuwachs von 
zumindest einem Vollzeitäquivalent (entspricht 38,5 Wochenstunden) gegenüber dem 
Referenzwert nachgewiesen werden kann.  

Gefördert werden dabei für die Dauer von drei Jahren die anfallenden Lohnnebenkosten 
(Dienstgeberbeiträge zur Sozialversicherung, Beiträge zur Mitarbeitervorsorge, Dienstgeberbeitrag zum 
Familienlastenausgleichsfonds, Zuschlag zum Dienstgeberbeitrag und Kommunalsteuer) durch einen 
Zuschuss in Höhe von 50 % der Lohnnebenkosten, der jährlich im Nachhinein ausbezahlt wird. Das 
zusätzlich geschaffene Beschäftigungsverhältnis muss mindestens vier Monate dauern. Der Zuschuss 
ist von der Einkommensteuer befreit. Bei einem Bruttojahresgehalt von € 35.000 betragen die 
Lohnnebenkosten rd € 10.650, der Zuschuss daher rd € 5.325 pa.   

Anträge können unter Einbindung Ihres Steuerberaters oder Wirtschaftsprüfers ab 1.7.2017 über den 
Austria Wirtschaftsservice, der Förderbank des Bundes, gestellt werden. Details und den Antrag finden 
Sie unter www.beschaeftigungsbonus.at. 

http://www.beschaeftigungsbonus.at/
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4. KINDERBETREUUNGSGELD NEU AB 1.3.2017 

Für Geburten nach dem 28.2.2017 kommt es zu einer Änderung des Kinderbetreuungsgeldes mit noch 
mehr Flexibilität für die frisch gebackenen Eltern. Es besteht für Eltern die Möglichkeit, aus zwei 
Systemen des Kinderbetreuungsgeldes zu wählen: das Kinderbetreuungsgeld-Konto (Pauschalsystem) 
und das einkommensabhängiges Kinderbetreuungsgeld. 

Die Entscheidung für ein System ist bei der erstmaligen Antragstellung zu treffen, bindet auch den 
zweiten Elternteil und kann nur binnen 14 Tagen gewechselt werden.  

Das pauschale Kinderbetreuungsgeld erhalten Eltern unabhängig von einer vor der Geburt des 
Kindes ausgeübten Erwerbstätigkeit. Die Bezugsdauer kann zwischen 365 Tagen bis zu 851 Tagen 
(28 Monaten) für einen Elternteil oder zwischen 456 Tagen (15 Monate) bis zu 1.063 Tagen (35 
Monate) ab der Geburt des Kindes bei Inanspruchnahme durch beide Elternteile beantragt werden. Bei 
der Variante mit 365 Tagen beträgt das Kinderbetreuungsgeld € 33,88 täglich, in der längsten Variante 
€ 14,53 täglich. Bei annähernd gleicher Aufteilung zwischen den Eltern gebührt ein Partnerschafts-
bonus als Einmalzahlung von insgesamt € 1.000. Jedem Elternteil sind 20 % der Gesamtdauer unüber-
tragbar vorbehalten, das sind in der kürzesten Variante 91 Tage, welche der Kinderbetreuung gewidmet 
werden. 

Ein Zuverdienst von bis zu € 16.200 jährlich bzw bis zu 60 % der Letzteinkünfte ist möglich. 

Das einkommensabhängige Kinderbetreuungsgeld ist primär konzipiert für Eltern, die sich nur für 
kurze Zeit aus dem Berufsleben zurückziehen wollen und über ein höheres Einkommen verfügen. Sie 
erhalten in dieser Zeit einen Einkommensersatz von 80% der Letzteinkünfte, max € 66 täglich (das sind 
rund € 2.000 p.M.). Das einkommensabhängige Kinderbetreuungsgeld kommt  längstens für 365 Tage 
an einen Elternteil  oder für 426 Tage (14 Monate) an beide Eltern zur Auszahlung, wobei jedem 
Elternteil 61 Tage der Anspruchsdauer unübertragbar vorbehalten sind. 

Die Zuverdienstgrenze im einkommensabhängigen System beträgt € 6.800 (ab 2017) jährlich. 

Tipp: Wer jetzt den Überblick verloren hat oder unterschiedliche Optionen durchrechnen will, findet 
einen Online-Rechner unter http://www.bmfj.gv.at/dam/bmfj/KBG-Rechner/index.html#willkommen. 

5. FRAGEN ZUM LAUFENDEN BETRIEB DER REGISTRIERKASSE  

Was ist bei der Erstellung der Monatsbelege / Jahresbelege zu beachten? 

Monats- und Jahresbelege sind zu signierende Kontrollbelege mit Betrag Null (0) Euro die mit Monats- 
bzw. Jahresende zu erstellen sind. Wie diese Belege (automatisch durch die Registrierkasse) zu 
erstellen sind, ist der Bedienungsanleitung der Registrierkasse zu entnehmen oder mit dem 
Kassenhersteller bzw. –händler zu klären. 

Der Monatsbeleg für Dezember ist gleichzeitig der Jahresbeleg. Dieser ist jedes Jahr zusätzlich 
auszudrucken, aufzubewahren und mittels der BMF Belegcheck-App zu prüfen.  

Ich bilanziere mit abweichendem Wirtschaftsjahr, muss ich das im Jahresbeleg meiner 
Registrierkasse berücksichtigen? 

Nein, für die Erstellung des Jahresbeleges der Registrierkassen gilt das Kalenderjahr, eine Anpassung 
an ein abweichendes Wirtschaftsjahr ist nicht vorgesehen.  

Quartalsweise Sicherung des Datenerfassungsprotokolls – was ist zu tun? 

Das vollständige Datenerfassungsprotokoll Ihrer Registrierkasse ist zumindest quartalsweise auf einem 
externen Datenträger zu sichern. Jede Sicherung ist nach den Vorschriften der BAO mindestens sieben 
Jahre aufzubewahren.  

 

http://www.bmfj.gv.at/dam/bmfj/KBG-Rechner/index.html#willkommen
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Meine Signaturkarte ist defekt oder verloren gegangen – was ist zu tun? 

Bei Ausfall oder Verlust einer Signaturkarte sind die Geschäftsfälle auf einer anderen Registrierkasse 
mit funktionierender Signaturkarte zu erfassen. Ist das nicht möglich, kann die Registrierkasse ohne 
Signaturkarte bis zum Ersatz der Signaturkarte weiter betrieben werden, es muss aber auf den Belegen 
der Hinweis „Sicherheitseinrichtung ausgefallen“ aufgebracht sein. Diesen Hinweis kann Ihre 
Registrierkasse wahrscheinlich selbst erzeugen. Lesen Sie das in der Bedienungsanleitung der 
Registrierkasse nach oder klären Sie das mit Ihrem Kassenhersteller bzw. -händler.  

Mit der Inbetriebnahme der neuen, über FinanzOnline registrierten Signaturkarte ist über sämtliche 
Geschäftsvorfälle im Ausfallszeitraum ein signierter Sammelbeleg zu erstellen. Inwieweit Ihre 
Registrierkasse diesen Sammelbeleg automatisch erstellt, entnehmen Sie der Bedienungsanleitung 
Ihrer Registrierkasse bzw. erkundigen Sie sich bei Ihrem Kassenhersteller bzw. -händler.  

Dauert der Ausfall der Signaturkarte länger als 48 Stunden, müssen Beginn und Ende des 
Ausfalls sowie eine allfällige Außerbetriebnahme binnen einer Woche über FinanzOnline 
gemeldet werden.  

Meine Registrierkasse ist ausgefallen, verloren gegangen oder gestohlen worden – was ist zu 
tun? 

Bei Ausfall oder Verlust einer Registrierkasse sind die Geschäftsfälle auf einer anderen 
Registrierkasse zu erfassen. Ist das nicht möglich, müssen händische Belege erstellt werden. 

Ist die Reparatur der Registrierkasse möglich und hat der Ausfall zu keiner Beschädigung der 
aufgezeichneten Daten geführt, kann der Betrieb der Registrierkasse nach der Fehlerbehebung 
fortgesetzt werden. Buchungen, die zur Fehlersuche dienen, sind als Trainingsbuchungen zu 
kennzeichnen. 
Ist eine Reparatur der Registrierkasse nicht möglich, oder wurden Daten im Datenerfassungsprotokoll 
beschädigt, muss das alte Datenerfassungsprotokoll gesichert und die Registrierkasse außer Betrieb 
genommen werden. In solchen Fällen ist jedenfalls eine neuerliche Inbetriebnahme erforderlich.  

Dauert der Ausfall der Registrierkasse länger als 48 Stunden, müssen Beginn und Ende des 
Ausfalls sowie eine allfällige Außerbetriebnahme binnen einer Woche über FinanzOnline 
gemeldet werden. Vor dem laufenden Betrieb der reparierten oder neuen Registrierkasse müssen 
sämtliche Geschäftsvorfälle im Ausfallszeitraum nacherfasst werden, es genügt die Bezugnahme auf 
die Belegnummer des händischen Belegs (auch ein täglicher Sammelbeleg ist möglich). Die 
händischen Aufzeichnungen sind aufzubewahren.  

Ich habe einen Saisonbetrieb bzw. Betriebsferien – muss ich die Außerbetriebnahme meiner 
Registrierkasse über FinanzOnline melden? 

Nein, eine Außerbetriebnahme einer Registrierkasse muss nur dann über FinanzOnline gemeldet 
werden, wenn die Registrierkasse geplanter Maßen dauerhaft oder aufgrund eines irreparablen 
Ausfalles außer Betrieb genommen wird.   

Was muss ich im Fall einer planmäßigen Außerbetriebnahme meiner Registrierkasse beachten? 

Im Falle der planmäßigen Außerbetriebnahme muss ein signierter Schlussbeleg erstellt werden, der 
ausgedruckt und nach den Vorschriften der BAO mindestens sieben Jahre aufbewahrt werden muss. 
Zeitgleich ist das Datenerfassungsprotokoll in vorgeschriebener Form zu sichern (auszulesen) und nach 
den Vorschriften der BAO mindestens sieben Jahre aufzubewahren.  

Was kann ich tun, wenn ich über keinen Internetanschluss und kein Smartphone verfüge? 

Für Informationen über das Ersatzverfahren für die Registrierung von manipulationssicheren 
Registrierkassen wenden Sie sich an die Registrierkassenhotline unter 050 233 799.  



Seite 5 

 

6. E-MOBILITÄTSPAKET  FÖRDERT AB 1.3.2017 ELEKTROFAHRZEUGE 

Um den Umstieg auf die E-Mobilität zu fördern setzen Verkehrsministerium, Umweltministerium und 
Automobilimporteure finanzielle Anreize in einem Gesamtvolumen von € 72 Mio im Zeitraum 1.3.2017 
bis 31.1.2018, womit der Ankauf ab 1.1.2017 von Elektrofahrzeugen und die Errichtung von 
Ladestationen gefördert werden . 

Fahrzeugtyp Privatperson Unternehmen 

Elektroantrieb *)          € 4.000 € 3.000 

Plug-In-Hybrid € 1.500 € 1.500 

E-Motorrad € 375  

E-Mopeds € 200  

E-Leichtfahrzeug  € 1.000 

E-Kleinbus, leichtes E-Nutzfahrzeug  bis zu € 20.000 

*) der Bruttolistenpreis darf höchstens € 50.000 betragen 

Die Errichtung von öffentlich zugänglichen Schnelladestationen wird mit bis zu € 10.000 gefördert. Im 
privaten Bereich wird der Kauf einer „Wallbox“-Ladestation oder eines intelligenten Ladekabels mit 
€ 200 unterstützt. 

Tipp: Anträge auf Förderprämien können unter www.umweltfoerderung.at eingereicht werden. Dort 
findet sich auch eine Liste der geförderten Fahrzeuge. 

Vorsteuerabzug bei Elektroautos 

Rz 1985 – News aus dem Wartungserlass zu den Umsatzsteuerrichtlinien: 

Aus ökologischen Erwägungen ist seit 1.1.2016 bei Personenkraftwagen oder Kombinationskraftwagen 
mit einem CO

2
-Emissionswert von 0 g/km (insbesondere sogenannte Elektrofahrzeuge, aber auch 

wasserstoffbetriebene Fahrzeuge) ein Vorsteuerabzug unter den allgemeinen Voraussetzungen 
möglich. 

Die Luxustangente bleibt jedoch unberührt. 

Soweit daher die betreffenden Kfz-Aufwendungen ertragsteuerlich nicht abzugsfähig sind, unterliegt der 
nicht abzugsfähige Teil der Eigenverbrauchsbesteuerung: 

PKW-Anschaffungskosten brutto Vorsteuerabzug Eigenverbrauch 

bis € 40.000 100% keiner 

€ 40.000 bis € 80.000 100% nicht abzugsfähiger Teil 

mehr als € 80.000 0% keiner 

Beachten Sie, dass es sich bei der Luxustangente bei PKW von € 40.000 um einen Bruttobetrag 
handelt. 

Beispiel: 

Elektroauto (Tesla) wird 2016 gekauft. Die Anschaffungskosten betragen € 44.000 brutto. Für die 
Anschaffung wurde ein (unechter) Zuschuss von € 5.000 gewährt.. 

Der Unternehmer kann den vollen Vorsteuerabzug geltend machen, muss jedoch den Betrag von 
€ 4.000 der Eigenverbrauchsbesteuerung unterziehen. Die Eigenverbrauchsbesteuerung hat im Jahr 
der Anschaffung zu erfolgen. Der Zuschuss hat keinen Einfluss auf die Behandlung, auch wenn für den 
Zuschuss die Umsatzsteuer geschuldet wird. 

7. DEREGULIERUNGSGESETZ – VEREINFACHTE GMBH-GRÜNDUNG 

Im Zuge des jüngst im Nationalrat beschlossenen Deregulierungsgesetzes 2017 wurden folgende – für 
die Praxis wichtige – Neuregelungen eingeführt: 

http://www.umweltfoerderung.at/
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Vereinfachte GmbH-Gründung ab 1.7.2017:  

o Es gibt weiterhin die gründungsprivilegierte Stammeinlage iHv € 10.000, worauf lediglich € 5.000 bar 
einzuzahlen sind. 

o Eine GmbH kann dann nach vereinfachten Regeln gegründet werden, wenn sie über einen 
Alleingesellschafter verfügt, der auch der einzige Geschäftsführer werden soll. 

o Die Errichtungserklärung einer vereinfacht zu gründenden GmbH darf nur einen Mindestinhalt 
aufweisen. Der Ersatz der Gründungskosten darf nur bis zu einem Höchstbetrag iHv € 500 
vereinbart werden. 

o Die vereinfachte Gründung bedarf keines Notariatsakts. Die Identität des Gesellschafters muss im 
Zuge der Gründung  in elektronischer Form zweifelsfrei festgestellt werden.  

o Die Anmeldung der Eintragung der Gesellschaft im Firmenbuch bedarf keiner beglaubigten Form, 
sondern sie hat in geeigneter elektronischer Form stattzufinden. 

o Das BMJ wird in einer Verordnung den genauen Inhalt der Errichtungserklärung sowie den Inhalt 
der Anmeldung zum Firmenbuch und die damit im Zusammenhang stehenden technischen Details 
regeln. 

o Ein Kreditinstitut  hat anlässlich der Einzahlung der in bar zu leistenden Stammeinlage die Identität 
des Geschäftsführers und Gesellschafters festzustellen und zu überprüfen.  Die Musterzeichnung 
des Geschäftsführers hat ebenfalls vor dem Kreditinstitut zu erfolgen. In der Folge hat das 
Kreditinstitut die Bankbestätigung, eine Kopie des Lichtbildausweises sowie der Musterzeichnung 
auf elektronischem Weg dem Firmenbuch zu übermitteln. 

 

Bareinzahlung auf Treuhandkonto beim Notar: Ab dem 1.7.2017 ist auch im Zuge einer normalen 
GmbH-Gründung die Einzahlung der bar einzuzahlenden Stammeinlage auf ein Treuhandkonto des 
beurkundenden Notars möglich. Der Notar hat den Geldbetrag nach Eintragung der Gesellschaft an 
diese weiterzuleiten.  

Honorarermäßigung von Notaren beim GmbH-Gründung: Ein Notar kann auch ab 1.7.2017 an einer 
vereinfachten Gründung mitwirken. In diesem Fall bemisst sich das Entgelt für die Beurkundung durch 
den Notar an einem Wert des Gegenstands iHv € 500. Daher wird in diesem Fall das Honorar des 
Notars erheblich reduziert.  

Gebührenbefreiung: Eine weitere Neuerung, die auch mit 1.7.2017 in Kraft tritt, betrifft die 
Gebührenbefreiung für Eintragungen im Zusammenhang mit der Neugründung eines Betriebs nach 
dem NeuFöG. Künftig kann das Formular nach § 4 Abs 1 und 3 NeuFöG innerhalb von 14 Tagen nach 
dem Antrag auf Eintragung beim zuständigen Gericht nachgereicht werden. 

Entfall der Auflagepflicht von Arbeitnehmerschutzvorschriften: Die derzeit noch geltende 
Verpflichtung, alle Gesetze und Verordnungen zum Arbeitnehmerschutz im Betrieb aufzulegen oder 
elektronisch zur Verfügung zu stellen, entfällt ab 1.7.2017. Demnach werden unter anderem § 24 
ArbeitszeitG, § 23 ArbeitsruheG, § 9 Krankenanstalten-ArbeitszeitG, § 17 MutterschutzG und § 60 
GleichbehandlungsG ersatzlos aufgehoben. 

8. WAS GIBT ES NEUES 2017  

 Ausweitung der Sachbezugsverordnung für die Privatnutzung des arbeitgebereigenen 
Kraftfahrzeugs auf wesentlich beteiligte Gesellschafter-Geschäftsführer 

Bislang waren wesentlich beteiligte Gesellschafter-Geschäftsführer von der begünstigten Sachbezugs-
regelung für die Privatnutzug eines PKW des Arbeitgebers ausgenommen. Damit auch wesentlich 
beteiligte Gesellschafter-Geschäftsführer in den Genuss der Sachbezugsbefreiung für Elektroautos 
kommen können, wurde mit dem AbgÄG 2016 eine Verordnungsermächtigung für Sachbezüge im 
Zusammenhang mit KFZ eingeführt. Bei Redaktionsschluss war die entsprechende Verordnung 
allerdings noch nicht erlassen. 

Die Verordnungsermächtigung beschränkt sich aber nicht auf den Sachbezug für Elektroautos sondern 
umfasst jeglichen geldwerten Vorteil aus der privaten Nutzung von arbeitgebereigenen Kraftfahrzeugen. 
Danach sollten auch die Sachbezugswerte für benzin- und dieselbetriebene KFZ künftig von dieser 
neuen Verordnung festgelegt werden. 
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 Ausweitung der Kleinunternehmerbefreiung in der Umsatzsteuer 

Die Kleinunternehmerregelung in der Umsatzsteuer kann in Anspruch genommen werden, wenn der 
Umsatz nicht mehr als € 30.000 (netto) im Jahr beträgt. Bei der Berechnung dieser Grenze mussten 
bisher sowohl steuerpflichtige als auch steuerfreie Umsätze zusammengezählt werden. Lediglich 
Umsätze aus Hilfsgeschäften einschließlich der Geschäftsveräußerung mussten nicht berücksichtigt 
werden. 

Mit dem Abgabenänderungsgesetz 2016 wurde die Bestimmung ab 1.1.2017 insofern geändert, als 
nunmehr nicht mehr alle Umsätze des Unternehmers im Veranlagungszeitraum zur Beurteilung des 
Überschreitens der Umsatzgrenze von € 30.000 herangezogen werden müssen. 

Unecht befreite Umsätze der Blinden, von privaten Schulen und anderen allgemein bildenden oder 
berufsbildenden Einrichtungen, von Privatlehrern, gemeinnützigen Vereinen, von Pflege – und 
Tagesmüttern, der Krankenanstalten, aus der Tätigkeit im Rahmen von Heilbehandlungen – auch als 
Psychotherapeut oder Heilmasseur, aus der Tätigkeit als Zahntechniker sowie bestimmte Umsätze von 
Bund, Ländern und Gemeinden, sind nicht mehr miteinzuberechnen. 

Dies ist insofern von praktischem Interesse, als zB Ärzte, die neben ihren Heilbehandlungsumsätzen 
auch noch geringfügige Umsätze aus nichtmedizinischen Gutachten, der Vermietung von Wohnräumen, 
aus kosmetischen Behandlungen oder dem Verkauf von Kosmetikprodukten haben, nunmehr unter die 
Kleinunternehmerregelung fallen können, wenn sie nicht zur Regelbesteuerung optieren. Gleiches gilt 
zB auch für Aufsichtsräte, Zahntechniker, Hebammen etc. 

9. NEUERUNGEN IN DER LOHNVERRECHNUNG 

In der Lohnverrechnung gilt es, auch 2017 zahlreiche Änderungen vor allem durch das EU-
Abgabenänderungsgesetz, das Abgabenänderungsgesetz 2016 und den Lohnsteuerwartungserlass 
2016 zu berücksichtigen. Im Folgenden eine Übersicht über die wesentlichen Änderungen 2017: 

9.1. NEUE BEFREIUNG FÜR AUSHILFSKRÄFTE BEFRISTET FÜR 2017-2019 

Ab 1.1.2017 können Einkünfte für Aushilfskräfte steuerfrei ausbezahlt werden, für den Dienstgeber 
entfallen auch die Lohnnebenkosten (Kommunalsteuer, Dienstgeberbeitrag, Zuschlag zum 
Dienstgeberbeitrag), allerdings ist ein Lohnzettel zu übermitteln. Folgende Voraussetzungen müssen 
vorliegen, um die Begünstigung in Anspruch nehmen zu können:  

- Es muss sich um ein geringfügiges Beschäftigungsverhältnis handeln, wobei die monatliche 
Geringfügigkeitsgrenze von € 425,70 (Wert 2017) nicht überschritten werden darf. 

- Die Aushilfskraft steht nicht in einem Dienstverhältnis zum Dienstgeber. 

- Die Aushilfskraft muss neben der steuerfreien Beschäftigung eine Vollversicherung aufgrund einer 
selbständigen oder unselbständigen Tätigkeit haben. 

- Die Beschäftigung der Aushilfskraft dient zu Abdeckung eines temporären zusätzlichen 
Arbeitsanfalls in Spitzenzeiten (zB Einkaufssamstag) oder zur Abdeckung eines Ausfalls einer 
Arbeitskraft im regulären Betriebsablauf (zB Krankheitsfall).  

- Die Tätigkeit der Aushilfskraft umfasst insgesamt nicht mehr als 18 Tage pro Kalenderjahr, 
unabhängig von der Anzahl der Dienstgeber. Um diese Voraussetzung gewährleisten zu können, 
besteht eine Verpflichtung der Aushilfskräfte, den Dienstgeber über die bisherigen Tage der 
begünstigten Aushilfstätigkeit bei anderen Dienstgebern zu informieren. Überschreitet die 
Aushilfskraft die Grenze von 18 Tagen, steht ab Beginn des neuen Beschäftigungsverhältnisses zu 
jenem Dienstgeber, bei dem die 18 Tage überschritten werden, die Steuerfreiheit nicht mehr zu. Die 
Steuerfreiheit der davorliegenden Aushilfstätigkeiten zu anderen Dienstgebern bleibt unberührt. Bei 
Missachtung der Informationspflicht und bei Überschreiten der 18-Tage-Grenze verliert die 
Aushilfskraft – nicht jedoch der Dienstgeber – die steuerliche Begünstigung. Die Korrektur erfolgt 
über die Pflichtveranlagung. 

- Der Dienstgeber beschäftigt an nicht mehr als 18 Tagen im Kalenderjahr steuerfreie Aushilfen. 
Überschreitet der Dienstgeber diese 18-Tage-Grenze, steht die Begünstigung ab Beginn der 
Beschäftigung jener Aushilfskraft, bei der die Grenze überschritten wird, nicht mehr zu. 
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Beispiel: Dienstgeber beschäftigt Aushilfskraft A von 1-7/2017 an neun Tagen. Die Aushilfskraft B 
arbeitet von 8-12/2017 an 10 Tagen. Der Dienstgeber kann die  Aushilfskraft A steuerfrei abrechnen, 
die Aushilfskraft B kann nicht steuerfrei abgerechnet werden. 
 

Beispiel: Der Dienstgeber Y beschäftigt für 12 Tage eine Aushilfskraft, die bereits bei Dienstgeber X für 
9 Tage beschäftigt war. Da der Dienstgeber Y darüber nicht informiert ist, rechnet er den Dienstnehmer 
als Aushilfskraft steuerfrei ab. Im Rahmen der Pflichtveranlagung erfolgt die Nachversteuerung beim 
Dienstnehmer ab Beginn des Dienstverhältnisses zu Dienstgeber Y. 
 

Beispiel: Der Dienstgeber M beschäftigt eine Aushilfskraft für mehr als 18 Tage. Die Begünstigung steht 
von Beginn an für das gesamt Beschäftigungsverhältnis nicht zu. 

Bei der Sozialversicherung werden erst ab dem Jahr 2018 Sonderregelungen eingeführt. Danach sind 
ab 2018 vom Dienstgeber für Aushilfskräfte die Arbeiterkammerumlage von 0,50% und der 
Pauschalbetrag für Dienstnehmer von 14,12% vom Bezug einzubehalten (diese würden ohne 
Sonderregelung den Dienstnehmern im Nachhinein vorgeschrieben). Der vom Dienstgeber zu 
entrichtende Unfallversicherungsbeitrag entfällt dann für „solche“ Aushilfen. Die Dienstgeberabgabe 
(DAG) ist bei Zutreffen der Voraussetzungen (bei Überscheiten der 1,5-fachen Geringfügigkeitsgrenze) 
abzuführen. 

9.2. EINSCHRÄNKUNG BEIM KÜNDIGUNGSSCHUTZ ÄLTERER ARBEITNEHMER 

Grundsätzlich kann jeder Arbeitnehmer eine Kündigung wegen behaupteter Sozialwidrigkeit anfechten. 
Bei jüngeren Arbeitnehmern wird eine derartige Anfechtung in der Regel allerdings aussichtslos sein, 
weil davon auszugehen ist, dass diese bei intensiver Arbeitsplatzsuche binnen weniger Monate einen 
neuen Arbeitsplatz ohne wesentliche Gehaltseinbußen finden können. Damit ältere Arbeitnehmer 
leichter einen neuen Arbeitsplatz finden können, hat der Gesetzgeber bereits mit 1.1.2004 verfügt, dass 
das höhere Alter bei Arbeitnehmern, die bereits das 50. Lebensjahr vollendet haben, im Rahmen einer 
Kündigungsanfechtung nicht zu berücksichtigen ist. Dies galt bislang aber nur bis zum Ablauf des 
zweiten Beschäftigungsjahres im Betrieb. Da diese Förderung zur Begründung von Arbeitsverhältnissen 
mit älteren Arbeitnehmern in der Praxis als unzureichend empfunden wurde, wurde nun mit Wirkung ab 
dem 1.7.2017 die Zweijahresfrist gestrichen. Damit sind bei über 50jährigen Arbeitnehmern, die ab dem 
1.7.2017 eingestellt werden, die zu erwartenden Schwierigkeiten der Wiedereingliederung in den 
Arbeitsprozess aufgrund des höheren Lebensalters bei einer Kündigungsanfechtung während der 
gesamten Dauer des Arbeitsverhältnisses nicht zu berücksichtigen. Hoffentlich motiviert diese 
Kündigungserleichterung nun vermehrt zur Anstellung älterer Arbeitnehmer. 

10. TERMIN 30.9.2017  

Vorsteuererstattung in EU-Mitgliedsstaaten bis 30.9.2017 

Österreichische Unternehmer, die Vorsteuern des Jahres 2016 in EU-Mitgliedstaaten geltend 
machen wollen, haben bis 30.9.2017 Zeit, ihre Anträge ausschließlich elektronisch über FinanzOnline 
einzureichen. Grundsätzlich ist die Übermittlung der jeweiligen Papierrechnungen/Einfuhrdokumente - 
bedingt durch das elektronische Verfahren und die Standardisierung des Erstattungsantrages - nicht 
mehr erforderlich. Ausnahme: Der Erstattungsmitgliedstaat kann bei Rechnungen über € 1.000 (bzw 
Kraftstoffrechnungen über € 250) verlangen, dass zusammen mit dem Erstattungsantrag auf 
elektronischem Wege eine Kopie der Rechnung oder des Einfuhrdokuments übermittelt wird. 
Unterjährig gestellte Anträge müssen Vorsteuern von zumindest € 400 umfassen. Bezieht sich ein 
Antrag auf ein ganzes Kalenderjahr bzw auf den letzten Zeitraum eines Kalenderjahres, so müssen 
die Erstattungsbeträge zumindest € 50 betragen.  

TIPP: Prüfen Sie rechtzeitig, ob der jeweilige EU-Staat verlangt, dass Rechnungen über € 1.000 und 
Tankbelege über € 250 einzuscannen und als pdf mit dem Vergütungsantrag mitzusenden sind (so 
zB Deutschland). Andernfalls kann der Antrag abgelehnt werden, da er als nicht vollständig eingebracht 
gilt. Bevor ein Vergütungsantrag gestellt wird, sollten Sie prüfen, ob auch die Voraussetzungen dafür 
erfüllt sind. So werden nur Vorsteuern erstattet, die im jeweiligen EU-Land auch zum Vorsteuerabzug 
berechtigen (zB Treibstoff für PKW, Hotelübernachtung und Restaurant sind in vielen EU-Ländern vom 
Vorsteuerabzug ausgeschlossen). 


